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Benjamin Wirth

Um 10Uhr läutet an den Primar-
schulen der Pausengong. Nor-
malerweise würden wenige Se-
kunden danach Dutzende Kin-
der die Zimmertüren einrennen
und nach draussen stürmen, um
gemeinsammit den Kolleginnen
und Kollegen aus den Parallel-
klassen zu spielen. Doch was ist
derzeit schon normal?

Wegen der Corona-Pandemie
treffen einige Schulen in der Re-
gion Basel rigorose Massnah-
men, um das Ansteckungsrisiko
auch bei den Jüngstenmöglichst
gering zu halten. Zum Beispiel
die Primarschule Mühlematt in
Binningen: Sie möchte nicht,
dass sich die Schülergruppen in
den Pausen mischen. Dafür hat
sie Sektoren errichtet, in denen
sich je eine Klasse aufhalten darf.

Eine Zone befindet sich bei-
spielsweise beim Spielplatz, eine
andere bei den Bänken und eine
weitere beim Fussballplatz. Da
der rote Tartanplatz, auf dem
diverse Sportarten gespielt wer-
den können, ziemlich gross ist,
hat die Schule mitweisser Farbe
zusätzlich einenweiteren Sektor
eingezeichnet. In bestimmten
Zeitspannen wechseln die Klas-
sen die verschiedenen Zonen.

Von «das bringt doch nichts»
bis zu «völlig absurd»
Die Leitung des Mühlematt-
Schulhauses und dieVerantwort-
lichen der Gemeinde Binningen
bestätigen auf Anfrage, dass die-
seMassnahmenderzeit angewen-
det werden. Darüber hinaus wol-
len sich nicht äussern. Mehrere
Eltern betroffener Schüler, aber
auch einige externe Primarleh-

rer können diese Regeln nicht
nachvollziehen. Die Kritik geht
von «das bringt doch nichts» bis
«völlig absurd», von «die treffen
sich sonst auch alle zusammen»
bis «lasst die Kinder in Ruhe».

FDP-Landrat Marc Schinzel
kann den Standpunkt der Fami-
lienangehörigen nachvollziehen.
Er findet dieAbsicht der Primar-
schulen jedoch richtig, die Neu-
ansteckungen möglichst tief zu
halten. «Die Schulen dürfen sich
so organisieren», sagt der in Bin-
ningen lebende Politiker und
Präsident des dortigen Primar-
schulrats. Es sei letztendlich nur
wichtig, dieVerhältnismässigkeit
und den Realitätssinn zu wah-
ren. «Die Kinder dürfen auch
während einer Pandemie Kinder
sein», so Schinzel.

Beim Mühlematt halten sich
die betroffenen Primarschüler
während der Pause indes nur
spärlich an die vorgegebenen
Massnahmen, wie ein Augen-
schein vor Ort zeigt. Sie bleiben
kaum in den vorgegebenen
Zonen und bewegen sich statt-
dessen ziemlich frei herum.

Beim Sportplatz wird Fussball
gespielt, anderswo Fangis. Ob
sich die Schüler in den eigenen
Klassen aufhalten, ist nicht rest-
los zu beurteilen. Doch es wirkt
zumindest so. Zurechtgewiesen
werden die Kinder nicht.

Auch in Basel-Stadt
ein Thema
Wie Fabienne Romanens, die
Sprecherin der Baselbieter Bil-
dungs-, Kultur- und Sportdirek-
tion, sagt, seien die regionalen
Schulen selbst dafürverantwort-
lich, wie sie die Corona-Schutz-
massnahmen auf ihren Arealen
umsetzen. «Dabei müssen die
Leitungen insbesondere dieWege
der Schüler und deren Pausen-
verhalten berücksichtigen.» Dem
Kanton sei jedoch nicht genau
bekannt, welche Schule welche
Regeln wähle und durchsetze.

Auch wenn es noch Unstim-
migkeiten bei der Umsetzung
gebe, könnten solche Massnah-
men nachweislich zum Schutz
der Kinder beitragen, bekräftigt
Romanens. Es seien bereits we-
niger Quarantänemassnahmen
ergriffen worden, weil die Klas-
sen auf Pausenplätzen getrennt
worden seien.

Ähnliches gilt in Basel-Stadt.
Auch dort haben einige Primar-
schulen zu solchenMassnahmen
gegriffen, um das Virus einzu-
dämmen. «Manchmal machen
die Schulen Zonen, manchmal
gibt es aber auch einen oder
mehrere Pausenhöfe, durch die
die Klassen räumlich getrennt
werden», sagt Simon Thiriet,
Sprecher des Basler Erziehungs-
departements. Es gebe jedoch
nicht die eine Regel, die zu be-
vorzugen sei.

In den Pausenwerden die Kinder
in Sektoren eingeteilt
Covid-Massnahmen an Primarschulen Kein gemeinsames Spielen: Regionale Schulen treffen zusätzliche
Vorkehrungen, um Corona-Ansteckungen einzudämmen. Damit ecken sie bei einigen Eltern an.

Mit weisser Farbe hat das Mühlematt auf dem Pausenhof Zonen eingezeichnet, in denen sich Schüler aus
verschiedenen Klassen aufhalten dürfen. Foto: Dominik Plüss

FDP-Landrat
Marc Schinzel findet
die Absicht der
Schulen richtig, die
Neuansteckungen
möglichst tief zu
halten.

Unsere Region lebt seit Jahr-
zehnten eng verflochten mit
ihren Nachbarländern, nicht
nurwirtschaftlich, sondern
auch kulturell, wissenschaftlich
und verkehrstechnisch. Im
Dreiländereck lebt man über die
Grenzen hinweg zusammen.
Umso konsternierter schauen
hier viele nach Bundesbern, wo
sich rund um das Rahmen-
abkommen mit der EU eine
Kakofonie sondergleichen
breitgemacht hat. Statt mit der
EU «verhandelt» die Schweiz
mit sich selber.

Dies hat der Bundesrat mitzu-
verantworten, weil er seit dem
Zwischenergebnis von 2018
schwieg. So lange, bis sich alle
zerstritten und hinter ihren
jeweils roten Linien verbarrika-
diert haben: die Bürgerlichen
wegen der Unionsbürger-
richtlinie, die Linken wegen der
flankierenden Massnahmen.
Die SVP kann sich mit ihren
«Milliardärs-Partnern» neu
gruppieren. Ihrem Ziel, einer
Schweiz als dereguliertem

Alpen-Monaco, kommt sie
ohne Anstrengung näher. Die
Koalition der Vernunft, welche
die Bilateralen zum «Königs-
weg» gemacht und durch
mehrere Volksabstimmungen
gebracht hat, existiert offen-
sichtlich nicht mehr.

Alle Kennerinnen der Verhält-
nisse wissen: Die EU könnte uns
in einigen Punkten entgegen-
kommen, nicht jedoch mit
Zugeständnissen, welche ihre
27 Mitgliedsstaaten als Bevor-
zugung der Schweiz einordnen
würden. Denn diese werden
entscheiden müssen, und zwar
einstimmig! Die EU hat zwar
ein grosses Interesse an der
Schweiz, aber einen Streit unter
ihren Mitgliedsstaaten ist sie
ihr nicht wert.

Darum bringt es nichts, mit
heroischem Brusttrommeln die
Schweizer Souveränität wie
eine Monstranz vor sich herzu-
tragen. Ein Blick zurück in die
jüngere Geschichte sollte zu
Nüchternheit mahnen: Als die

Bilateralen 1999 verhandelt
waren, hat die EU der Schweiz
ein Dienstleistungsabkommen
angeboten. Das Preisschild
dafür: die Aufgabe des Bank-
geheimnisses. Das wollten die
Schweizer Banken nicht. Zehn
Jahre später war das Bank-
geheimnis Makulatur, liquidiert
durch Steuerhinterziehungs-
geschäfte ebendieser Banken.
Dann folgte Schlag auf Schlag,
was die Bürgerlichen nie woll-
ten: der automatische Informa-
tionsaustausch und die Facta-
Regeln. Verordnet von den USA
und der OECD. Das Parlament
durfte deren Übernahme noch
abnicken – ganz «souverän».

Dann folgte die Aufforderung,
die Holdingbesteuerung der
Kantone abzuschaffen, und
demnächst wird wohl die Min-
destbesteuerung bei den Unter-
nehmenssteuern von der OECD
verordnet werden. Das Muster
bei internationalen Veränderun-
gen ist in der Schweizer Politik
fast immer identisch: zunächst
ein reflexartiges Nein, epischer

Streit untereinander, und dann
aussitzen, bis die internationale
Politik Tatsachen schafft.
Schliesslich passt man sich –
wenig souverän – ganz schnell
an, einfach zu viel schlechteren
Konditionen. So verpasst die
Schweiz die positiven Verhand-
lungshebel, die am Anfang noch
zur Verfügung stünden. Das
Rahmenabkommen könnten
wir wohl auch noch ein paar
Jahre aussitzen. Aber irgend-
wann kommen die Nachteile,
und dann wird unter viel
schlechteren Bedingungen
verhandelt. Klüger wäre es,
selbst Kompromisse zu ent-
wickeln. Und zwar hinter
den Kulissen, mit einem Team
aus relevanten Akteuren der
ehemaligen «Koalition der
Vernunft», geleitet von einer
kompetenten Bundesrätin.

Was nützt ein Beharren auf der
alten Form der «Flankieren-
den», wenn damit immer
weniger Jobs in der Schweiz
geschützt werden können?
Zumal in der EU seit 2018 das

neue Entsendegesetz in Kraft
ist, in dem das Prinzip «gleicher
Lohn für gleichwertige Arbeit
am gleichen Ort» verankert ist
– und zwar gerichtsfest, wie das
Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs gegen Ungarn und
Polen zeigt. Die beiden Länder
haben erfolglos gegen das neue
Entsendegesetz geklagt.

Auch die Unionsbürgerrichtli-
nie ist kein unüberwindbares
Hindernis, weil es nur eine
begrenzte Zahl von EU-Bürgern
betrifft. Kostenpunkt für die
Schweiz: etwa 75 Millionen
Franken pro Jahr. So viel sollte
uns die Zukunft für unsere
Jugend wert sein.

Noch gibt es ein kleines
Fenster, um die Sackgasse zu
verlassen.

Raus aus der Sackgasse!
Im Streit um das Rahmenabkommen «verhandelt» die Schweiz mit sich selber statt mit der EU.

Klar Fetz

Es bringt nichts,
mit heroischem
Brusttrommeln die
Souveränität wie
eineMonstranz vor
sich herzutragen.

Anita Fetz
Alt-Ständerätin
SP Basel-Stadt
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Neuer Gemeinderat
in Rodersdorf

Neben Karin Kälin (SP, bisher),
Thomas Bürgi und Dominik Sigrist
(beide ZFR) wurden die
bisherigen SP-Mitglieder
Christophe Grundschober, Jonas
Maienfisch und zwei Mitglieder der
Vereinigung «Gut-bürgerlich
Rodersdorf», Ingeborg Pesenti
(CVP, bisher) und Roland Matthes
(FDP, bisher), in den Gemeinderat
gewählt. Im Bezirk Dorneck-
Thierstein werden die Präsidien
Mitte Juni bestimmt. (bwi)

Benjamin Wirth

Der Ausgang der Gemeinderats
wahlen vor rund eineinhalbWo
chen stellte Rodersdorf auf den
Kopf. Die neu gegründete Partei
«Zämmestoh für Rodersdorf»
(ZFR) sorgte dafür, dass die jahre
langeVorherrschaft des sozialde
mokratisch dominiertenGemein
derats endet.Mit gewagten Paro
len verschaffte sich die lokale
Vereinigung, die es erst seit etwa
fünf Monaten gibt, Gehör. Nun
steht ein grosser Umbruch bevor.

Während desWahlkampfswar
die Stimmung in der Solothurner
Gemeinde an der Grenze zu
Frankreich angespannt, gehässig
und aggressiv. Viele Einwohner
innen und Einwohnerwarenmit
derArbeit desGemeinderats rund
um Gemeindepräsidentin Karin
Kälin (SP) unzufrieden und kri
tisierten sie dafür. Vor allem
gegen die SPGemeinderäte, die
mit vier Mitgliedern eine Mehr
heit des Rates ausmachten,wur
de scharf geschossen.Regelmäs
sig wurden ihnen diktatorisches
Verhalten und Heimlichtuerei
vorgeworfen, wodurch immer
mehrMenschen dasVertrauen in
die Exekutive verloren. Dies
machte sich ZFR zumVorteil.

Konfliktbeladene Projekte
Anfang des Jahres präsentierte
die Partei drei Gemeinderatskan
didaten: Thomas Bürgi, Dominik
Sigrist und Patricia Brenta – alle
in Rodersdorf verwurzelt, seit vie
len Jahren wohnen sie dort. Sie
distanzieren sich von diktatori
schenVergleichen. ImWahlkampf
warben sie vor allem für einen
politischen Neuanfang, mehr
Transparenz undRespekt.Mit ih
nen solle die direkte Demokratie
künftig wieder gelebt werden.
Ihre deutlichen Devisen stiessen
rasch auf Anklang.

Bürgi und Sigrist wurden mit
einem Spitzenresultat gewählt.
«Das war eine riesige Überra
schung, gleichzeitig aber auch
eine tolle Bestätigung», sagt Bür
gi, Kopf und Hauptinitiant der
Vereinigung. Er war einst Natio
nalratskandidat für die SP. Doch
das alte LinksrechtsSchema
tauge auf Dorfebene nicht, sagt
er. Auch Sigrist, ein ausgewiese
ner Baufachmann, sei politisch
unabhängig. Beide leben nach

liberalen Grundsätzen. Zur Be
wältigung der Gemeindeauf
gaben brauche es Leutemit Sach
und Fachverstand, ohne die poli
tischen Scheuklappen.

Ihre Ansätze dabei sind klar.
Sie wollen zum einen die Finan
zen besser in den Griff bekom
men: «Der aktuelle Gemeinderat
riskiert mit seinen hohenAusga
ben eine Anhebung des Steuer
fusses um 5 Prozent. Dieswollen

wir vermeiden», sagt Bürgi. Und
zumanderen seien in derVergan
genheit viele Geschäfte unterAus
schluss derÖffentlichkeit behan
deltworden. Etwa bei der Raum
planung: «Megaprojektewie eine
Ortsplanungsrevision sind immer
konfliktbeladen. Der Gemeinde
rat verpasste es dennoch,die Leu
te genau zu informieren.» Ge
wünschten Treffen habe man
nicht zugestimmt, so Bürgi. «Und
hinter den Kulissen wurde viel
angestossen, von dem die Bevöl
kerung gar nichts wusste.» Das
sei nicht vertrauensbildend.

Bei der Abstimmung im ver
gangenen Januar setzte das Ro
dersdorfer Stimmvolk ein deut
liches Zeichen: Von sechs Vor
lagen kamen lediglich drei durch.
StatthalterRolandMatthes (FDP)
sagte damals im «Wochenblatt»:
«Es spiegelt die Problematikwi
der, die imGemeinderat herrscht.
Das Ringen um Kompromisse
kommt zu kurz, die Sozialdemo
kraten setzen ihreVorstellungen
mit vier gegen drei Stimmen
durch.»

Es schien, als politisierte die da
malige Exekutive an den Men
schen vorbei. Jetzt aber hat die
SP ihre Mehrheit verloren. Und
eine neue Ära beginnt.

Machtkampf geht weiter
Erstaunlicherweise holten die
ZFRKandidaten bei den Ge
meindewahlen beidemehr Stim
men als Gemeindepräsidentin
Karin Kälin, die bei den Wahlen
2017 noch eineinhalbmal so viele
Stimmen bekam. Für die Sozial
demokratin war der Wahlkampf
hart. «Der Gemeinderat wurde
stark bedrängt», sagt sie. «Man

wollte uns in die Knie zwingen,
obwohl die Kritik meistens sehr
unverhältnismässigwar.» Für sie
ist die Pandemie dafür hauptver
antwortlich: «In einer Zeit, in der
man persönlich wenig erklären
kann, gibt es Dynamiken, die un
aufhaltsam sind.»

Die Gemeindewahlen sind
zwar vorbei, doch der Macht
kampf scheint weiterzugehen.
Bürgi gab bereits bekannt, für das
Gemeindepräsidiumzukandidie
ren und Kälin die Position strei
tig zu machen. Sie sieht ihre
Chancendennoch intakt. «Ich set
ze auf Kontinuität, nicht auf lee
re Versprechen.»

In den kommenden Monaten
werde man sich jedoch zusam
mensetzen und versuchen, die
Unstimmigkeiten aufzuarbeiten,
sagt Kälin. Künftig müsse man
auf dasMiteinander setzen.Ähn
lich klingt es bei ZFR: «Viele
Chancen liegen vor uns. Jetzt
müssenwir sie nutzen», heisst es
bei der neuen Partei, welche die
Dorfregierung in kurzer Zeit um
gekrempelt hat.

Neue Lokalpartei will Machtverlust
der SP für sich nutzen
Diktaturvorwürfe im Leimental Mit gewagten Parolen stürzten sich die Mitglieder der Vereinigung «Zämmestoh für
Rodersdorf» in den Gemeinderatswahlkampf. Mit Erfolg – die stark kritisierte Dorfregierung wird umgekrempelt.

«Zämmestoh für Rodersdorf»: Dominik Sigrist, Patricia Brenta und Thomas Bürgi (v. l. n. r.) wollen die lokale Politik neu aufrollen. Foto: Nicole Pont

«Eswar eine riesige
Überraschung,
gleichzeitig aber
auch eine tolle
Bestätigung.»
Thomas Bürgi
Hauptinitiant der Vereinigung ZFR

Die Sitzungen des Allschwiler
Einwohnerrates finden wegen
Corona seit Monaten unter Aus
schluss der Öffentlichkeit statt;
diese ist aber auch ohne die An
wesenheit von Publikumpräsent.
Der Schock, den das Nein des
Stimmvolks zur Umgestaltung
des Lindenplatzes ausgelöst hat,
sitzt tief. Dies zeigt sich am Um
gang mit der Vorlage «Freizeit
haus Allschwil Ersatzbau Pavil
lon – SanierungundOptimierung
H76 – Hegenheimermattweg».

Konkret geht es darum, den
Holzpavillon aus dem Jahr 1983
zu ersetzen. Zugleich sind Sanie

rungs und Optimierungsarbei
ten imHauptgebäude des Jugend
freizeithauses vorgesehen. Ins
Projekt eingeflossen sind auch
Anliegen der Nutzenden.

Ein tolles Projekt
Im Einwohnerrat war man sich
bei der ersten Behandlung des
Geschäfts im April einig: ein tol
les Projekt.Wenn da nurnicht die
Kosten wären. Diese liegen nahe
dem Betrag, der eine Volksab
stimmung obligatorisch macht.
Mit den Anträgen der Kommis
sion für Bau und Umwelt (KBU)
für Erdbebenertüchtigung und

Vergrösserung derFotovoltaikan
lage stieg dieses Risiko deutlich.

Der Gemeinderat sei sparsam
mit denKosten umgegangen, eine
Volksabstimmungwolle er unbe
dingt vermeiden, hielt Gemein
derat Robert Vogt fest. Auf die
Frage von Mark Aellen (SP) nach
denGründen erinnerte sein Frak
tionskollege Christian StockerAr
net an den Lindenplatz. Pascale
Uccella (AVP) gab zu bedenken:
«Allschwil tickt anders. Obwirk
lich alles so vom Volk angenom
men wird, wie wir es gerne hät
ten, bin ich mir nicht immer so
sicher.» Und JeanJacquesWinter

(SP) sagte: «Wenn es zur Volks
abstimmung kommt, habe ich
schlichtweg ein wenig Angst.»

Keine Garantie für Erfolg
Mutiger zeigte sich die jüngere
Generation – überdie Parteigren
zen hinweg. Etienne Winter (SP)
brachte es so auf den Punkt: «Alle
haben immer irgendwieAngst vor
dem Damoklesschwert Volksab
stimmung. Ich habe gar keine
Angst. Ich habe bis jetzt nieman
den gehört, der dagegen ist.»

Wie das Beispiel Lindenplatz
zeigt, ist dies keine Garantie für
einen Erfolg beim Stimmvolk.

Was diesbezüglich genau zum
Nein geführt hat, soll eine Nach
abstimmungsbefragung zeigen.
Das Ergebnis werde in der Juni
sitzung vorliegen, so Gemeinde
präsidentinNicoleNüssli. Im Juni
soll der Einwohnerrat auch über
den Kredit für das Jugendfreizeit
haus entscheiden.DerGemeinde
rat hat unterdessen die Kosten
der KBUAnträge ermittelt. Der
Gesamtbetrag liegt nun knapp
2000 Franken unter demSchwel
lenwert, den derGemeinderat auf
3,305Millionen Franken beziffert.

Regula Vogt

Angst vor dem Allschwiler Stimmvolk
Einwohnerrat Parlamentarier fürchten sich vor einer Abstimmungsniederlage beim Neubau des Jugendfreizeithauses.

So soll der Ersatzbau künftig
aussehen. Visualisierung: Rüdisühli
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«Die BVB blicken auf eines der
intensivsten und verrücktesten
Jahre seit ihrem Bestehen zu
rück», schreibt die Verwaltungs
ratspräsidentinYvonneHunkeler
im jüngsten Geschäftsbericht der
Basler VerkehrsBetriebe (BVB).
«Wegen derPandemie sind unse
re Fahrgastzahlen teilweise um
bis zu dreiViertel eingebrochen.»
Die fehlenden Einnahmen und
die Mehrausgaben zur Bewälti
gung der CoronaKrise führten
in der Erfolgsrechnung zu
einem Verlust von 20,8 Millio
nen Franken.

Im Moment sei noch offen,
wie dieser Verlust gedeckt wer
den könnte. Die BVB seien des
wegenmit den zuständigen kan
tonalen und nationalen Behör
den im Gespräch, heisst es.

Im Geschäftsbericht bestäti
gen die BVB nun die Zahlen
schwarz auf weiss, welche sie
ihren Mitarbeitern bereits Mitte
Märzmündlichmitgeteilt haben
(die BaZ berichtete).

Gut 85,78Millionen Fahrgäste
haben im Jahr 2020 die Trams
und Busse auf dem Basler Netz
benutzt,wie die BaslerVerkehrs
Betriebe amDonnerstagmitteil
ten. Die Zahl der Personenkilo
meter sank von 290,6 im Jahr
2019 auf 195,55Millionen imBe
richtsjahr.

Erholung nurmittelfristig
Der Rückgang der Fahrgastzah
len entwickelte sich im Verlauf
des letzten Jahres unterschied
lich. Besonders stark war dieser
gemäss Communiqué in den
Wochen des ersten Lockdown im
Frühling, als zeitweise nur noch
ein Viertel der Fahrgastzahlen
desVorjahres erreichtwurde.Ob
wohl die Pandemie noch nicht
bewältigt ist, gehen die Basler
VerkehrsBetriebe davon aus,
dass sich die Fahrgastzahlenmit
telfristigwieder erholenwerden.

Eine Verbesserung konnten
die BVB bei der Personalsitua
tion vermelden. Der personelle
Unterbestand im Fahrdienst sei
behobenworden.DieAnzahl der
Mitarbeitenden ist von 1336 auf
1376 angestiegen. Die angehäuf
te Überzeit habe um44’222 Stun
den abgebaut werden können.
Auch bei der Erneuerung der In
frastruktur seien die angesetz
ten Ziele erreicht worden.

Die Basler VerkehrsBetriebe
gehen davon aus, dass sich die
CoronaPandemie auch in die
sem Jahr stark auf das Geschäfts
ergebnis und die Fahrgastzahlen
auswirken wird. (wah/sda)

Ein Drittel weniger
Fahrgäste
Corona-Jahr Die BVB haben
2020 eine Verlust von
20,8 Millionen Franken
eingefahren.
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